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Ratingen,  Juni  2013

Bearbeitet:  Multhaupt / Weger

Der Rat der Stadt hat am  26.09.2013 gemäß § 13 BauGB

in Verbindung mit § 2 (1) BauGB die Aufstellung des

Bebauungsplanes L 205, 1. Änderung,1. vereinfachte

Änderung (1.Verfahrensabschnitt)

 "Waldsiedlung Am See"   beschlossen.

Die ortsübliche Bekanntmachung des  Aufstellungs-

beschlusses erfolgte am 17.10.2013 im Amtsblatt

Nr. 23/2013 der Stadt Ratingen

Der Rat der Stadt hat am 26.09.2013 die öffentliche

Auslegung des Bebauungsplanentwurfes  nach § 13

BauGB in Verbindung mit § 3 (2) BauGB beschlossen.

Nach ortsüblicher Bekanntmachung am 17.10.2013 im

Amtsblatt Nr.   23 /2013 der Stadt Ratingen haben der

Entwurf des Bebauungsplanes und die Begründung

vom   28.10.2013 bis einschließlich  29.11.2013

öffentlich ausgelegen.

Gemäß § 10 Abs. 3 BauGB ist der Satzungsbeschluss

sowie die Möglichkeit der Einsichtnahme des

Bebauungsplanes mit der Begründung am  17.03.2014

im Amtsblatt Nr.  6 /2014 der Stadt Ratingen bekannt

gemacht worden.

Der Rat der Stadt hat am 25.02.2014 diesen

Bebauungsplan gemäß § 10 Abs. 1 BauGB in

Verbindung mit den §§ 7 und 41 GO NRW als Satzung

beschlossen.

AufstellungEntwurf

Auslegung
Satzungsbeschluss

Inkrafttreten

Ratingen, den 18.03.2014                          (Birkenkamp)

        Bürgermeister

Ratingen, den 26.02.2014                         (Birkenkamp)

        Bürgermeister

Ratingen, den 13.12.2013

 (Birkenkamp)

           Bürgermeister

Ratingen, den 13.12.2013

 (Birkenkamp)

           Bürgermeister

(Birkenkamp)                 (Pesch)                 (Rautenberg)

Bürgermeister           1. Beigeordneter             Amtsleiter

Rechtsgrundlagen

1. Das Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl.I S. 2414),

zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 11.06.2013 (BGBl. I S. 1548) mit Wirkung vom

20.09.2013, die §§ 11, 124, 242 und 245a BauGB mit Wirkung vom 21.06.2013, die §§ 192 und 198

BauGB mit Wirkung vom 20.12.2013.

2. Die Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung - BauNVO) in

der  Fassung der Bekanntmachung vom 23.01.1990 (BGBl. I S.132), zuletzt geändert durch Artikel 2

des Gesetzes vom 11.06.2013 (BGBl. I S. 1548) mit Wirkung vom 21.06.2013.

3. Die Planzeichenverordnung 1990  (PlanzV 90) vom 18.12.1990 (BGBl. I S. 58), zuletzt geändert

durch Artikel 2 des Gesetzes vom 22.07.2011 (BGBl. I S.1509, 1510f) mit Wirkung vom 30.07.2011.

4. Die Bauordnung Nordrhein-Westfalen (Landesbauordnung - BauO NRW) in der  Fassung der

Bekanntmachung vom 01.03.2000 (GV. NRW. S.256), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes

vom 11.12.2007 (GV NRW S.708) und am 24.05.2011 (GV NRW S. 272).

Textliche Festsetzungen

Übersichtskarte        M 1 : 5000

Gemarkung: Lintorf
Flur: 9

1.       Die Textlichen Festsetzungen Ziffern 1 bis 4.2 und Ziffern 5, 5.2 bis 6 des Bebauungsplans

          L 205 (1. Verfahrensabschnitt) "Waldsiedlung am See" behalten unverändert ihre

          Rechtsverbindlichkeit.

Grenze des

räumlichen Geltungsbereichs

Bebauungsplan L 205, 1.Änderung,

1. vereinfachte Änderung

(1. Verfahrensabschnitt)

"Waldsiedlung Am See"

Amt für Stadtplanung, Vermessung und Bauordnung

STADT RATINGEN

Mit Genehmigung des

Kreises Mettmann vom

19.03.2001 Kontroll-Nr.L16/01

Der Bürgermeister

Stadtplanung - 61.12 -

N

Kennzeichnung / Nachrichtliche Übernahmen

1.         ___    ____    ____ C 62 - 67 dB(A) Lärmschutzzone gemäß dem

      Zone C Landeswicklungsplan IV

2. Das Plangebiet liegt gemäß dem Landesentwicklungsplan IV (Gebiet mit Planungsbeschränkungen

zum Schutz der Bevölkerung vor Fluglärm) innerhalb der Lärmschutzzone C 62 - 67 dB(A) des

Flughafens Düsseldorf und unterhalb der Anflugsektoren 23R und 23L.

3.     Werbeanlagen gemäß § 13 Landesbauordnung Nordrhein-Westfalen (BauO NRW) sind im Bereich

der 40-m-Zone, gemessen jeweils vom äußeren Fahrbahnrand, entlang der A 52 nicht zulässig.

4.       Innerhalb der 40 m -Zone der A 52, gemessen jeweils vom äußeren Fahrbahnrand, bedürfen

bauliche Anlagen außerhalb und innerhalb der Baugrenzen der Einzelprüfung und Entscheidung der

Straßenbauverwaltung.

Hinweise

1. Bei der Vergabe der Kanalisations- und Erschließungsaufträge und bei der Erteilung einer

Baugenehmigung sind die ausführenden Baufirmen gemäß den §§ 15, 16 DSchG verpflichtet,

archäologische Bodenfunde und -befunde oder Zeugnisse tierischen oder pflanzlichen Lebens

aus erdgeschichtlicher Zeit gemäß Gesetz zum Schutz und zur Pflege der Denkmäler im Land

Nordrhein-Westfalen (Denkmalschutzgesetz -DschG) vom 11.03.1980 (GV NRW S. 226), zuletzt

geändert durch Gesetz vom 20.06.1989 (GV NRW S. 366) der Gemeinde als untere Denkmalbehörde

oder dem Rheinischen Amt für Bodendenkmalpflege, Außenstelle Overath, Gut Eichtal, 51491

Overath zu melden.

2. Erdarbeiten sind aufgrund eventuell vorhandener Kampfmittel mit ent-sprechender Vorsicht

auszuführen. Vor Durchführung eventuell erforderlicher größerer Bohrungen - z.B. Pfahlgründung -

sind Probebohrungen (70 bis 120 mm Durchmesser im Schneckenbohrverfahren) zu erstellen, die

ggf. mit Kunststoff oder Nichtmetallrohren zu versehen sind. Diese Probebohrungen sind mit

ferromagnetischen Sonden zu überprüfen. Sämtliche Bohrarbeiten sind mit Vorsicht durchzuführen.

Sie sind sofort einzustellen, sobald im ge-wachsenen Boden auf Widerstand gestoßen wird. In

diesem Fall ist umgehend der Kampfmittelräumdienst zu benachrichtigen.

Sollten die v. g. Arbeiten durchgeführt werden, ist dem Kampfmittelräumdienst ein Bohrplan zur

Verfügung zu stellen.

3. Vor Durchführung von Hoch- und/oder Tiefbauarbeiten ist bei der hierfür zuständigen Abteilung der

Telekom AG eine aktuelle Auskunft über die Lage der im Bau- bzw. Abgrabungsbereich liegenden

Fernmeldeanlagen einzuholen.

4. Zum Schutz vor Waldbränden sind die in den §§ 46 (genehmigungspflichtige Anlagen) und 47

(Waldgefährdung durch Feuer) Landesforstgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom

24.04.1980 gemachten Auflagen zu beachten.

5. Das Plangebiet liegt im Bauschutzbereich des Flughafens Düsseldorf. Die zustimmungsfreie

Höhe von Bauvorhaben, auch Bauhilfsanlagen -wie Kräne etc. beträgt 105 m ü. NHN.

6. Die DIN-Normen 4109 "Schallschutz im Hochbau" und 18005 "Schallschutz im Städtebau" sind

einsehbar bei der Stadtverwaltung Ratingen, Amt für Stadtplanung, Vermessung und Bauordnung,

Minoritenstraße 3, 40878 Ratingen

7. Zu diesem Bebauungsplan gehört:

- eine Begründung.
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